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ZEITGESPRÄCH

Entkoppelung von Wachstum 
und Beschäftigung?
Auch im dritten Jahr des Wirtschaftsaufschwungs geht das Wachstum des BSP weitgehend am Arbeits
markt vorbei. Wie steht es um die Beziehung zwischen Wachstum und Beschäftigung heute? Welche Per
spektiven ergeben sich für die Zukunft? Warum erieben die USA im Gegensatz zur Bundesrepublik ein Be
schäftigungswunder?

Johann Welsch

Entkoppelung: Problem einer 
auf Wachstum fixierten Beschäftigungspolitik

Verbesserung der Rahmenbe
dingungen -  so heißt das Zau

berwort, mit dem die konservativ
liberale Bundesregierung seit ihrem 
Amtsantritt im Herbst 1982 die 
Wachstums- und Beschäftigungs
probleme aus der Welt zu schaffen 
versucht. Das Konzept ist beste
chend einfach: die Senkung der 
Steuer-, Zins-, Lohn- und sonstigen 
Kosten verbessert die Gewinnsitua
tion der Unternehmen, die Konsoli
dierung der Staatsfinanzen schafft 
Vertrauen, die Zukunftsaussichten 
der Investoren hellen sich auf, im 
Ergebnis läuft dies auf einen Inve
stitionsaufschwung hinaus, der auf 
einen steileren Wachstumspfad 
führt und die so dringend zum Ab
bau der Arbeitslosigkeit benötigten 
Arbeitsplätze schafft. Der Sachver
ständigenrat hat vor vielen Jahren 
für dieses beschäftigungspolitische 
Konzept den Begriff „Angebotspoli
tik“ geprägt. Die Bundesregierung 
verspricht sich davon „mehr 
Wachstumsdynamik“ und „mehr 
Arbeitsplätze über verstärktes Wirt
schaftswachstum“ , wie im jüngsten
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Jähreswirtschaftsbericht nachzule
sen ist. Soweit das Konzept. Und 
die Fakten?

Aus ihnen läßt sich bisher für 
die Arbeitslosen keine frohe Bot
schaft ableiten. Sie positiv zu wen
den ist eher eine Aufgabe für Ge
sundbeter. Nicht, daß es nicht ge
lungen wäre, die Angebotsbedin
gungen zu verbessern. Im Gegen
teil, auf diesem Feld war die Bun
desregierung durchaus emsig: die 
Rückführung des strukturellen Defi
zits im Bundeshaushalt, die Sen
kung der Staatsquote oder die Be
schneidung der Sozialleistungen 
belegen dies. Die Investoren kön
nen sich gewiß nicht beklagen, 
nimmt man die sinkende Lohnquo
te, die gestiegene Kapitalrentabilität 
und die rückläufigen Zinsen noch 
hinzu. Allerdings: die bisherigen Er
gebnisse dieser Politik auf dem Ar
beitsmarkt sind äußerst mager. Im 
ersten Quartal 1985 lag die durch
schnittliche Arbeitslosenzahl bei ex
akt 2,568 Mill. Personen, die nicht- 
registrierte Arbeitslosigkeit nicht 
mitgerechnet. Das sind 3,2 % mehr

Arbeitslose als ein Jahr zuvor. Seit 
dem Regierungsantritt der konser- 
vativ-liberalen Koalition Ist die Zahl 
der Arbeitslosen von knapp 1,9 Mill. 
(2. Halbjahr 1982) auf nunmehr 
rund 2,6 Mill. Personen, d.h. um 
über 38 % gestiegen. Die Zahl der 
Erwerbstätigen ist im gleichen Zeit
raum um rund 650 000, das sind
2,5 %, geschrumpft. Und dies trotz 
Wirtschaftswachstum.

Im Jahre 1983 stieg das reale 
Bruttosozialprodukt um 1,3%. 
Dennoch ging die Beschäftigten
zahl mit demselben hohen Tempo 
von 1,8 % wie im Jahre 1982, in 
dem eine Schrumpfung des BSP 
um 1 % zu beobachten war, zurück. 
Im Jahre 1984 beschleunigte sich 
der Wachstumsprozeß, das BSP- 
Wachstum betrug 2,6 %. Dennoch 
konnte dadurch am Arbeitsmarkt 
nur wenig bewegt werden. Die 
Mehrproduktion wurde problemlos 
durch den Produktivitätsanstieg 
aufgefangen. Mehr noch: Die Be
schäftigtenzahl ging im Jahres
durchschnitt nochmals um rund 
70 000 Personen zurück. Trotz Pro-
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duktionswachstum stagniert die 
Zahl der offenen Stellen seit nun
mehr über zwei Jahren auf einem 
äußerst niedrigen Niveau.

Sind dies Anzeichen einer „Ent
koppelung“ von Wachstum und Be
schäftigung? Hat sich der Zusam
menhang von Produktionszuwachs 
und Mehrbeschäftigung, wie er 
noch auf dem Weg aus der Wirt
schaftskrise 1967 zu beobachten 
war, inzwischen weitgehend aufge
löst? Sicher ist: Das Jahr 1984 
zeigt, daß Wachstumsraten von et
wa 3 % keine beschäftigungspoliti
schen Früchte bringen, sie verlang
samen allenfalls den Personalab
bau. Diese Gewißheit wird zu einem 
Schlüsselproblem für eine Beschäf
tigungspolitik, die vonwiegend auf 
mehr Wachstum durch die „Selbst
heilungskräfte“ des Marktes setzt. 
Dies gilt auch, wenn man den Ein
wand berücksichtigt, in konjunktu
rellen Aufschwüngen habe die Mo
bilisierung aufgestauter Produktivi- 
tätspotentiale bisher stets zu einer 
Verzögerung der Anpassung der 
Belegschaftszahlen an steigende 
Produktionsziffern geführt.

Ohne Zweifel schlägt sich ein 
konjunktureller Aufschwung zu
nächst in der besseren Auslastung 
der Sachkapazitäten und des vor
handenen Personals nieder. Die in 
der Krise durch technische und or
ganisatorische Rationalisierungs
maßnahmen angesammelten Pro
duktivitätsreserven werden wirk
sam, die Kurzarbeit wird zurückge
fahren, und die Anzahl der Über
stunden nimmt zu. All dies bewirkt 
einen „Produktivitätssprung“ , der 
bei Vollauslastung der Kapazitäten 
nach einer gewissen Zeit in 
den mittelfristigen Produktivitäts
trend einmündet. Der entscheiden
de Punkt unter beschäftigungspoli
tischen Aspekten liegt jedoch darin, 
daß das Tempo des Stundenpro
duktivitätsfortschritts durch die Dy
namik des Produktionswachstums

mitgeprägt wird. Es bedarf schon 
beachtlicher Produktionszuwachs
raten, um den Produktivitätsfort
schritt „abzuhängen“ , und eine sol
che Konstellation müßte über meh
rere Jahre gewährleistet werden 
können.

Schaut man sich die diesbezügli
chen Erfahrungen der letzten bei
den Jahrzehnte in der Bundesrepu
blik an, so zeigt sich, daß dies seit 
Anfang der 60er Jahre kaum gelun
gen ist,und wenn es einmal gelang, 
dann nur mit einer offensiven staat
lichen Investitionspolitik. So z.B. im 
konjunkturellen Aufschwung in den 
Jahren nach 1968, als zwei staatli
che Konjunkturprogramme den 
Wachstumsprozeß stimulierten. So 
auch in den Jahren 1978 bis 1980, 
als das Wirtschaftswachstum durch 
das mittelfristig ausgerichtete „Zu
kunftsinvestitionsprogramm“ ge
stützt wurde. Langfristig betrachtet 
konnte der negative Trend des Ar-
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beitsvolumens durch solche 
Wachstumsphasen nur zeitweilig 
gestoppt werden. Die Auswirkun
gen dieser langfristigen Auseinan
derentwicklung zwischen vorausei
lendem Stundenproduktivitätsfort
schritt und zurückbleibendem Pro
duktionswachstum auf die Beschäf
tigtenzahlen konnten bis in die 70er 
Jahre hinein nur durch eine relativ 
kontinuierliche Verkürzung der Ar
beitszeit gemildert und teilweise 
aufgefangen werden. Seit Anfang 
der 80er Jahre ist dieser Aus
gleichsmechanismus erheblich ge
stört. Arbeitszeitverkürzungen, vor 
allem in Form der Wochenarbeits
zeitverkürzung, werden von der am
tierenden Regierung als beschäfti
gungspolitisches Instrument nicht 
geschätzt, zum Teil sogar rigoros 
abgelehnt. Wie soll allein über mehr 
Wirtschaftswachstum die Beseiti
gung der Massenarbeitslosigkeit 
gelingen?

Düstere
Arbeitsmarktperspektiven

Mir scheinen mehrere Argumente 
gegen die Erfolgsträchtigkeit einer 
solchen Beschäftigungspolitik zu 
sprechen, wobei auch das „Entkop
pelungsproblem“ eine gewichtige 
Rolle spielt:

□  Die beschäftigungspolitische 
Aufgabe hat heute eine so gewalti
ge Dimension angenommen, daß 
das Vertrauen auf traditionelle 

Wachstums-Beschäftigungs-Me- 
chanismen dem Problem bei wei
tem nicht gerecht wird. Vergleicht 
man die heutige Problemlage mit 
der von Mitte der 70er Jahre, so 
zeigt sich, daß heute über eine Mil
lion Personen mehr als arbeitslos 
registriert sind als damals. Zudem 
wird die aktuelle Problemlage da
durch verschärft, daß bis Ende der 
80er Jahre in erheblichem Umfang 
zusätzlich arbeitsuchende Perso
nen aus dem Bildungssystem auf 
den Arbeitsmarkt drängen, ein Fak
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tor, der Mitte der 70er Jahre noch 
keine Rolle spielte. Nicht zuletzt: die 
Anzahl unbesetzter Arbeitsplätze, 
die bei einem Konjunkturauf
schwung für Arbeitslose bereitge
stellt werden kann, ist heute weitaus 
geringer als damals. Der Sachver
ständigenrat schätzt, daß den heute 
über 2,5 Mill. registrierten Arbeitslo
sen allenfalls eine Million unbesetz
ter Arbeitsplätze gegenübersteht.

□  Das seit 1983 erreichte Wirt
schaftswachstum steht auf einer 
äußerst wackligen Grundlage. Es ist 
fraglich, ob es zu einem Wachs
tumspfad kommt, der hinsichtlich 
seiner Dynamik und zeitlichen Dau
er ausreicht, um die Beschäfti
gungsprobleme zu beseitigen. 
Selbst die Bundesregierung geht in 
ihrer Jahresprojektion für 1985 von 
einem BSP-Wachstum von be
scheidenen 2,5 % aus. Dabei ist 
diese Vorausschätzung durchaus 
optimistisch. W ir halten demgegen
über ein Wachstum um 2 % für 
wahrscheinlicher. Zu berücksichti
gen ist, daß das Wachstum des letz
ten Jahres vor allem durch den (Dol- 
lar-)wechselkursgetriebenen Ex
port aufrechterhalten wurde. Dies 
entspricht kaum dem beschäfti
gungspolitischen Konzept der Re
gierung, in dem die Investitionen als 
Träger eines endogenen Wachs
tumsprozesses vorgesehen sind. 
Die realen Anlageinvestitionen ha
ben jedoch im letzten Jahr nahezu 
stagniert. Was bleibt ist allenfalls 
die Hoffnung, daß in diesem Jahr 
die Investoren mehr Courage zei
gen; für die Arbeitslosen eine vage 
Hoffnung, wenn bereits heute vor
ausgeschätzt wird, daß sich die 
durchschnittliche Arbeitslosenzahl 
in diesem Jahr kaum nach unten be
wegen wird.

□  Skeptisch ist auch das Verspre
chen der Bundesregierung zu beur
teilen, die Arbeitslosigkeit auf mittle
re Frist entscheidend abzubauen. 
Hierzu wäre nach dem Regierungs
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konzept ein über mehrere Jahre an
haltender Wachstumsprozeß erfor
derlich. Selbst die Bundesregierung 
geht in ihrer mittelfristigen Projek
tion bis 1988 davon aus, daß ein 
reales BSP-Wachstum im Jahres
durchschnitt von allenfalls 2,5 % er
reichbar ist. Hält man sich vor Au
gen, daß allein aus zyklischen 
Gründen die gegenwärtige Wachs
tumsphase im nächsten oder über
nächsten Jahr ausläuft, so bedeutet 
diese Wachstumsschätzung, daß in 
diesem Jahr oder in 1986 ein 
Wachstum von annähernd 4 % er
zielt werden müßte.

Einmal unterstellt, diese Projek
tion erweise sich als realistisch, so 
weisen die vorausgeschätzten Er
werbstätigenzahlen aus, daß bis 
1988 mit einer Zunahme der Er
werbstätigenzahl von gut 600 000 
Personen gerechnet wird. Dies be
deutet im Klartext: auch die Bun
desregierung geht davon aus, daß 
die Arbeitslosenzahl in 1988, selbst 
wenn man die konjunkturelle Kom
ponente beiseite läßt, mindestens
1,5 Mill. Personen beträgt. Nimmt 
man das bis dahin demographisch 
bedingt wachsende Arbeitsangebot 
hinzu, so bedeutet dies, daß im 
nächsten Konjunkturtal in der zwei
ten Hälfte der 80er Jahre eine Ar
beitslosenzahl von 2,5 Mill. Perso
nen deutlich überschritten wird. 
Dies ist keine Schwarzmalerei, son
dern läßt sich bei durchaus wohl
wollender Interpretation aus der re
gierungsoffiziellen Projektion her
auslesen. Legt man den Finger auf 
die wunden Punkte dieser Projek
tion, so sehen die Arbeitsmarktper
spektiven noch düsterer aus. Zu
gleich läßt sich hierbei auf ein zen
trales Problem der amtlichen Be
schäftigungspolitik aufmerksam 
machen. Die Regierungsprojektion 
unterstellt einen Gleichlauf von Pro
duktionswachstum und Stunden
produktivitätsfortschritt in Höhe von 
jährlich jeweils 2,5 %. Diese An

nahme ist nicht nur angesichts der 
bereits enwähnten Erfahrungen in 
Zweifel zu ziehen.

Verschärfung durch 
technischen Fortschritt

Es ist zu befürchten, daß sich der 
Zusammenhang von Produktivitäts
fortschritt und Produktionswachs
tum in den nächsten Jahren weiter 
lockert, d.h. daß die Diskrepanz zwi
schen beiden Größen zugunsten 
des Produktivitätsfortschritts eher 
größer wird. Es gibt keinen markt
endogenen Mechanismus, der ei
nen Gleichlauf der beiden für die 
Beschäftigungsentwicklung zentra
len Größen gewährleistet. Dies zei
gen die oben angesprochenen Er
fahrungen. Diese Entwicklung hat in 
den letzten zwanzig Jahren dazu 
geführt, daß das Arbeitsvolumen in 
langfristiger Betrachtung vom An
stieg des Bruttosozialproduktes 
„abgekoppelt“ wurde: Während 
sich letzteres seit 1960 mehr als 
verdoppelte, ist das eingesetzte Ar
beitsvolumen um rund 25 % ge
schrumpft. Allein durch ständige Ar
beitszeitverkürzungen konnte die 
Anzahl der Enwerbstätigen in die
sem Zeitraum bis Anfang der 80er 
Jahre per saldo in etwa konstant ge
halten werden.

Das „Entkoppelungsproblem“ 
wird in den nächsten Jahren durch 
die zunehmende Verbreitung neuer 
Techniken ohne Zweifel verschärft. 
Techniken wie die Mikroelektronik, 
die Computertechnik und die Robo
tertechnik, aber auch die Telekom
munikation und die Gentechnik, ha
ben zuallererst produktivitätsstei
gernde Effekte. Mit ihrer Hilfe wer
den vorhandene Produktionsanla
gen modernisiert, die Produktions
prozesse in vielen Wirtschaftsberei
chen effizienter gestaltet. Gewiß 
werden diese Techniken auch zu 
neuen Produkten führen, allerdings 
werden sie kaum die für die Be
schäftigungsentwicklung relevante
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Konsumgüternachfrage auch nur 
annähernd im Ausmaß des bewirk
ten Produktivitäsfortschritts zu stei
gern vermögen. Bezüglich der wich
tigsten, oben bereits genannten, 
Techniken ist das Gewicht der be
schäftigungsrelevanten und wachs
tumsträchtigen Produktinnovatio- 
nen bescheiden. Zudem werden 
neue Güter und Dienstleistungen 
traditionelle Produkte verdrängen, 
ohne daß hierdurch zusätzliche 
Wachstums- und Beschäftigungs
potentiale erschlossen würden.

Bereits heute läßt sich nach Ifo 
ein „strukturelles Innovationsdefi
zit“ bei Produktinnovationen empi
risch feststellen. Hinzu kommt die 
Beobachtung, daß die Einführung

neuer Produktionsverfahren auf Mi
kroelektronikbasis kaum mit einer 
Erweiterung vorhandener Produk
tionsanlagen verbunden ist. Der be
stehende Produktionsapparat wird 
modernisiert, ohne daß arbeits
platzschaffende Bauinvestitionen 
erforderlich sind. Zudem werden die 
Anlagen so umstrukturiert, daß sie 
für unterschiedliche Anforderungen 
einsetzbar sind, d. h. ihre Flexibilität 
hinsichtlich verschiedener Produkt
linien und Losgrößen wird gestei
gert. Beides senkt den marginalen 
Kapitalkoeffizienten und schwächt 
die Bauinvestitionsnachfrage. Das 
abnehmende Gewicht der Bau- ge
genüber den Ausrüstungsinvestitio
nen bestätigt diesen Trend.

Aus diesen Gründen ist das Pro
blem der „Entkoppelung“ gerade in 
mittelfristiger Perspektive aktuell. 
Allerdings wird es zu einem Pro
blem allein für eine Beschäftigungs
politik, die vorwiegend auf markt
endogenes Wachstum setzt und 
gezielte staatliche Beschäftigungs
politik zugunsten der Erschließung 
qualitativer Wachstumsfelder (z. B. 
Umweltschutz) ebenso ablehnt wie 
eine Forcierung der Arbeitszeitver
kürzung. Es soll hier nicht bestritten 
werden, daß eine Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit ohne ein gewisses 
Wachstum kaum möglich sein wird. 
Sicher ist jedoch, daß eine Beschäf
tigungspolitik, die allein auf Wachs
tum setzt, auf Sand gebaut ist.

Bernd .Hof
L'

Die Beziehung zwischen Wachstum und Beschäftigung 
ist enger geworden

Für die Mehrzahl der westlichen 
Industrieländer verlief der Start 

in die achtziger Jahre wenig verhei
ßungsvoll. Fehlentwicklungen, die 
sich im Anschluß an den ersten Öl
schock im Jahre 1973 nach und 
nach herausgebildet hatten, waren 
immer noch nicht überwunden und 
mußten weiter mitgeschleppt wer
den. Vereinzelt erfolgreich verlaufe
ne Anpassungsprozesse wurden 
durch den zweiten Ölschock im Jah
re 1979 so empfindlich gestört, daß 
einzelne Problemfelder sich noch 
stärker herausbildeten. Obwohl wir 
jetzt die erste Hälfte der achtziger 
Jahre schon hinter uns haben, blei
ben aus zwei zentralen Bereichen 
Erfolgsmeldungen weiterhin aus: 
Die Wachstumsraten der gesamt
wirtschaftlichen Produktion sind 
nicht größer, sondern kleiner ge
worden, und die Beschäftigungssi
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tuation hat sich nicht verbessert, 
sondern verschlechtert. Allein in der 
EG stieg die Zahl der registrierten 
Arbeitslosen zwischen 1980 und 
1985 um 6 Mill. auf knapp 13 Mill. 
an. In dieser prekären Lage sind alle 
Länder um eine möglichst rasche 
und wirkungsvolle Kurskorrektur 
bemüht. Dabei haben die einge
setzten Strategien eines gemein
sam: Die nationalen Maßnahmen
bündel zeichnen sich allesamt 
durch die verstärkte Anwendung 
neuer Techniken aus.

Ginge es dabei lediglich um die 
Auffrischung der Widerstandskraft 
im internationalen Wettbewerb, fän
de der dringend gebotene Prozeß 
der Modernisierung und der Um
strukturierung gerade aus deut
scher Sicht ungeteilte Zustimmung. 
Befürchtet werden indes als Folge 
des technologischen Wandels deut

lich negative Beschäftigungsbilan
zen in bislang nicht bekannter Grö
ßenordnung. Genau dies führt im 
wirtschaftspolitischen Kräftefeld 
ebenso zum Dissens wie auf tarif
politischer Ebene.

Aus dieser ambivalenten Haltung 
mit ihrer Angst vor dem Verlust „a l
ter“ Arbeitsplätze auf der einen Sei
te und ihrer Zuversicht auf den Ge
winn „neuer“ Arbeitsplätze auf der 
anderen Seite entstehen individuel
le Antworten auf die gestellte Frage: 
Entkoppelung von Wachstum und 
Beschäftigung -  ja oder nein? Ge
samtwirtschaftlich hingegen stellt 
sich die Ambivalenz in den folgen
den beiden Kernthesen so dar:
□  Durch neue Techniken werden 
per saldo mehr neue Arbeitsplätze 
geschaffen, als alte vernichtet wer
den. Mehr Wachstum führt dauer
haft zu mehr Beschäftigung.

WIRTSCHAFTSDIENST 1985/IV
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□  Durch neue Techniken werden 
per saldo mehr alte Arbeitsplätze 
vernichtet, als neue geschaffen 
werden. Trotz des Wachstums der 
Produktion geht die Beschäftigung 
dauerhaft zurück.

Bei dem Versuch, die eine oder 
die andere Hypothese empirisch zu 
stützen, landet man bei der häufig 
geschmähten, aber dann schließ
lich doch immer wieder verwende
ten Entstehungsgleichung der Pro
duktion mit den beiden Komponen
ten Beschäftigungsvolumen und 
Produktivität. Mit Hilfe dieser Glei
chung gilt es nun herauszufinden, 
ob zwischen Wachstum und Be
schäftigung eine Entkoppelung 
stattgefunden hat oder nicht und 
welche Entwicklung in der Zukunft 
zu erwarten ist.

Identifizierung von 
Beschäftigungsschweilen

Koppelung im wahrsten Sinne 
des Wortes kann nicht gemeint 
sein: Wachstum und Beschäftigung 
entwickeln sich nicht mit identi
schem Tempo -  weder in die eine 
noch in die andere Richtung. Viel
mehr bleibt der Anstieg der Be
schäftigung immer hinter dem 
Wachstum der Produktion zurück. 
In einer ökonomisch sinnvollen In
terpretation umschreibt Koppelung 
also eine gelockerte Verbindung in
nerhalb eines bestimmten Spiel
raums. Entkoppelung bedeutet 
dann, daß der Spielraum größer ge
worden und die Verbindung zwi
schen Wachstum und Beschäfti
gung lockerer geschnürt ist: Das 
Wachstum läuft der Beschäftigung 
davon. Die Frage also, ob der be
schäftigungswirksame Wachs
tumsbedarf unverändert geblieben, 
gestiegen oder gar gefallen ist, be
müht sich um eine Identifizierung 
von Beschäftigungsschwellen. Sie 
markieren in der betrieblichen Per
sonalpolitik jenen kritischen Punkt, 
an dem bei durchgreifenden Verän

derungen der Produktion der Beleg
schaftsaufbau in einen Beleg
schaftsabbau umschlägt und umge
kehrt.

Vier Teilantworten

Eine lineare Regressionsschät
zung für konjunkturell vergleichbare 
Jahre vor und nach dem ersten Öl
schock läßt vier Teilantworten zu:

□  Zwischen 1967 und 1975 kann 
auf gesamtwirtschaftlicher Ebene 
die Veränderung der Erwerbstäti
gen im Durchschnitt zu 80 % mit 
den jährlichen Veränderungsraten 
des Bruttoinlandsprodukts erklärt 
werden. In den Jahren zwischen 
1975 und 1982 ist dieser Prozent
satz auf 70 % gesunken.

□  Eine Veränderung des Wachs
tumstempos um einen Prozent
punkt führte zwischen 1967 und 
1975 zu einer Beschäftigungsvaria
tion von gut einem halben Prozent
punkt. In den Jahren 1975 bis 1982 
löste die gleiche Wachstumsverän
derung eine Beschäftigungs
schwankung von knapp 0,4 Pro
zentpunkten aus.

□  Zwischen 1967 und 1975 hatte 
sich eine gesamtwirtschaftliche Be
schäftigungsschwelle von rund 4 % 
herausgebildet. Im Durchschnitt der 
Jahre 1975 bis 1982 reichte dage
gen ein Wachstum von 3,0 % aus, 
um die Beschäftigung in den positi
ven Bereich zu ziehen. Erst eine 
Wachstumsdynamik von weniger 
als 3,0 % führte zu einem Beschäf
tigungsabbau.

□  Rutschte gar die gesamtwirt
schaftliche Wachstumsrate in den 
Minusbereich,-hatte an dieser „Null
stelle“ die Zahl der Erwerbstätigen 
den Vorjahresstand bis 1975 be
reits um 2,0 % unterschritten, da
nach bis 1982 erst um 1,0 %.

Aufgrund dieses empirischen Be
fundes muß die Hypothese verwor
fen werden, die behauptet, das 
Wachstum habe sich zuungunsten

der Beschäftigung abgekoppelt. 
Vielmehr findet die Alternativ-Hypo- 
these eine eindrucksvolle Bestäti
gung: Der beschäftigungswirksame 
Wachstumsbedarf ist keineswegs 
gestiegen, sondern deutlich gefal
len. Dieses Ergebnis gilt um so 
mehr, je näher der Analysezeitraum 
an den aktuellen Zeithorizont her
angerückt wird. Bilden die konjunk
turell vergleichbaren Jahre 1977 
und 1984 die Eckpunkte, errechnet 
sich eine Beschäftigungsschwelle 
von nur noch 2,3 %.

Um die Dimension dieses neuen 
Zusammenhangs zwischen 

Wachstum und Beschäftigung noch 
plastischer herauszuarbeiten, soll 
ein unmittelbarer Vergleich mit der 
historischen Reaktion aus den Jah
ren 1967/75 durchgeführt werden. 
Dafür wird auf die symmetrische 
Beschäftigungsentwicklung in den 
Jahren 1977 bis 1983 zurückgegrif
fen. Dem dreijährigen Beschäfti
gungsaufbau 1977 bis 1980 folgte 
der dreijährige Beschäftigungsab
bau 1980 bis 1983. Über den ge
samten Zeitraum hinweg ging die 
Zahl der besetzten Arbeitsplätze 
tatsächlich um 1,4 % zurück. Hätte 
nun in diesen Jahren die Arbeits
platzentwicklung exakt genauso auf 
die Produktionsveränderung rea
giert wie 1967 bis 1975, wäre die 
Beschäftigung insgesamt um 7,5 % 
zurückgegangen. Die Zahl der Be
schäftigten hätte 1983 nicht bei 
25,13 Mill. gelegen, sondern nur bei 
23,58 Mill.: Die Differenz von 1,55 
Mill. Erwerbstätigen ist die positive 
Bilanz der neuen Beziehung zwi
schen Wachstum und Beschäfti
gung. Begünstigt wurde dieses Er
gebnis von einer guten Investitions
konjunktur ebenso wie von einer zu
rückhaltenden Lohnpolitik.

Moderate
Produktivitätsentwicl<lung

Getragen wird dieses Beschäfti
gungspolster aber auch von einer
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moderaten Produktivitätsentwick
lung. So ist der Produktivitätsfort
schritt in den vergangenen 25 Jah
ren kontinuierlich kleiner geworden, 
wozu das Vordringen tertiärer Dien
ste beigetragen hat; Je Enwerbstäti- 
genstunde gerechnet schmolz der 
Zuwachs von fast 6 % Mitte der 
sechziger Jahre über 4 % Mitte der 
siebziger Jahre auf 2 % in der er
sten Hälfte der achtziger Jahre zu
sammen. Ein so hartnäckig sinken
der Produktivitätstrend belegt: Für 
den Beschäftigungsabbau und den 
Arbeitslosenaufbau kann die neue 
Technik nicht verantwortlich ge
macht werden, obwohl der spürbare 
Anstieg der Arbeitslosenziffern zeit
lich mit dem vermehrten Einsatz et
wa der Mikroelektronik zusammen
fällt. Von technologischer Arbeitslo
sigkeit könnte ernsthaft nur dann 
gesprochen werden, wenn sich der 
Produktivitätsfortschritt nicht ver
langsamt, sondern beschleunigt 
hätte. Abkoppelung aber setzt gera
de ein Durchstarten der Produktivi
tät voraus.

Strukturierte Produktivitätsanaly
sen weisen ausgerechnet jenen 
Branchen die besten Beschäfti
gungsergebnisse zu, die nach 1973 
im Vergleich zu den vprangegange- 
nen Jahren entweder ihr Produktivi
tätstempo erhöhen konnten oder 
die mit im Vergleich zur Gesamtwirt

schaft überdurchschnittlichen Pro
duktivitätsziffern aufwarten konn
ten. Zu dieser Auslese zählen 
Dienstleistungsbereiche ebenso 
wie Branchen des industriellen Be
reiches. Im Strukturraster der 42 
Wirtschaftszweige konnten insge
samt zwölf Branchen im Jahre 1982 
ein höheres Enwerbstätigen-Niveau 
vorweisen als 1973.

Die gestiegene Arbeitslosigkeit 
kann der neuen Technik also auch 
bei differenzierter Befragung nicht 
angelastet werden. Sie ist vielmehr 
zurückzuführen auf die demogra
phische Belastung auf der Ange
botsseite des Arbeitsmarktes und 
auf die deutlich reduzierte arbeits
platzschaffende Wirkung des Pro
duktionswachstums auf der Nach
frageseite des Arbeitsmarktes.

Offensive
Doppeistrategie

Im Hinblick auf die Arbeitsmarkt- 
Perspektive vermag der Befund zur 
global gesunkenen Beschäfti
gungsschwelle zunächst beruhi
gen. Aber das Ergebnis der struk
turierten Produktivitätsanalyse muß 
nachdenklich stimnien, zeichnen 
sich doch die offensiv agierenden 
Branchen durch gute Beschäfti
gungs-Bilanzen aus. Die Diskre
panz zwischen diesen beiden Li

nien mag eine simple Trendextra
polation akzentuieren: Setzt sich 
die zuvor beschriebene globale 
Trendlinie der Stundenproduktivität 
in der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre durch, ist der Zuwachs des 
Bruttoinlandsprodukts je Erwerbs
tätigenstunde bis zum Beginn der 
neunziger Jahre auf einen Prozent
punkt zusammengeschmolzen.

Aus heutiger Sicht mag man sich 
noch damit trösten, dies seien dann 
die US-Produktivitätsverhältnisse 
von heute. Aber für die traditionell 
stark exportorientierte deutsche 
Wirtschaft wäre mit einem so niedri
gen Produktivitätszuwachs wahr
scheinlich das Ende jeglicher Dyna
mik gekommen. Da ist eine an die 
deutschen Verhältnisse angepaßte 
offensive Doppelstrategie durchaus 
erfolgversprechender: Arbeits
marktentlastung durch eine stei
gende Investitionsquote, die die 
Wachstumsziffern in die Höhe 
treibt, gekoppelt mit einer Reallohn
entwicklung, die hinter dem kosten
neutral verteilbaren Produktivitäts
fortschritt zurückbleibt. So könnte 
eine gegebene Reallohnsumme auf 
mehr Köpfe verteilt werden. Diese 
Strategie-Mixtur setzt nicht auf Kon
servierung überkommener Arbeits- 
platz-Strukturen, sondern auf eine 
durchgreifende Erneuerung mit mo
dernster Technik.

Manfred Wegner
1/

Mehrbeschäftigung durch höheres Wachstum? 
Das Beispiel der USA

Das amerikanische „Beschäf
tigungswunder“ hat bei uns 

Aufsehen erregt. Aber entgegen 
den Feststellungen mancher Öko
nomen ist es nicht erst in den letzten 
Jahren aufgetreten und keineswegs
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allein das Ergebnis der neuen Rea- 
ganschen Wirtschaftspolitik. Natür
lich muß es Erstaunen era/ecken, 
daß innerhalb des zweijährigen 
Konjunkturaufschwungs von De
zember 1982 bis Dezember 1984 in

den USA rund 7,3 Mill. neue Ar
beitsplätze geschaffen worden 
sind. Aber dabei wird übersehen, 
daß in der vorangegangenen Re
zessionsperiode (1981/82) insge
samt rund 2 Mill. Arbeitsplätze ver
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lorengegangen waren und daß in 
den zwei Aufschwungsjahren das 
reale Bruttosozialprodukt um insge
samt fast 13 % gewachsen ist.

Das amerikanische „Beschäfti
gungswunder“ ist ein langfristiges 
Phänomen, das bereits in den 50er 
und erst recht in den 60er Jahren in 
Gang gekommen ist. Von 1960 bis 
1984 wurden in den USA rund 39 
IVlill. neue Arbeitsplätze geschaffen, 
das entspricht einer durchschnittli
chen Zuwachsrate von jährlich 
1,9 %. Selbst seit 1973, als sich fast 
überall die Wachstumskräfte ent
scheidend abgeschwächt haben, ist 
die Zahl der Beschäftigten in den 
USA bis 1984 insgesamt um fast 20 
Mill., d. h. im Durchschnitt um jähr
lich rund 2 % angestiegen.

Japan hat im Zeitraum 1973 bis 
1984 insgesamt gut 5 Mill. zusätz
lich Beschäftigte hinzugewonnen, 
das sind jährlich fast 1 % mehr. Ja
pan war außerdem das einzige gro
ße Industrieland, das einen Be
schäftigungseinbruch in den Re
zessionsjahren 1981/82 vermeiden 
konnte. In der Europäischen Ge
meinschaft dagegen, die 1984 un
gefähr so viele Enwerbstätige wie 
die US-Wirtschaft aufwies, gingen 
in den letzten zehn Jahren seit 1973 
fast eine Million Arbeitsplätze verlo
ren. In der EG schrumpfte die Be
schäftigtenzahl seit 1981 vor allem 
in Großbritannien und der Bundes
republik Deutschland. Die wesent
lich bescheidenere konjunkturelle 
Erholung in der EG, die 1983 be
gann, läßt erst für 1985 eine schwa
che Besserung der Arbeitsmarktla
ge erwarten.

Komplexe Zusammenhänge

Das amerikanische Beispiel hat 
eine lebhafte wirtschaftspolitische 
Debatte entfacht. Die Flexibilität 
und Dynamik des US-Arbeitsmark- 
tes und die anhaltende Fähigkeit 
der amerikanischen Wirtschaft,
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neue Arbeitsplätze auch noch nach 
1973 zu schaffen, werfen die Frage 
auf, ob und wie sich die Erfahrun
gen der USA und Japans auch auf 
die Bundesrepublik übertragen las
sen. In der öffentlichen Debatte 
werden vielfach „einfache Wahrhei
ten“ als wirtschaftspolitische Re
zepte zur Überwindung der hartnäk- 
kigen Arbeitslosigkeit angeboten. 
Oftmals wird angenommen, daß der 
Weg aus der Arbeitslosigkeit grund
sätzlich nur über das Wachstum 
führt. Aber der Zusammenhang zwi
schen gesamtwirtschaftlichem 
Wachstum und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen ist höchst komplex. 
Schon ein grober Vergleich dieser 
Relation für den Zeitraum vor und 
nach 1973 und zwischen den wich
tigsten Industrieländern macht 
deutlich, daß die Abhängigkeiten 
zwischen Wachstum und Beschäfti
gung äußerst unterschiedlich sind 
(vgl. die Tabelle):

□  Obwohl sich das Tempo des rea- 
'len Wachstums in der Zeit von 1973 
bis 1983 gegenüber dem Zeitraum 
1960 bis 1973 ungefähr halbiert hat, 
ist die Beschäftigtenzunahme in 
den USA kaum langsamer gewor
den.

□  Die japanische Wachstumsrate 
hat sich von 1973 bis 1983 im Ver
gleich zur Vorperiode um rund zwei 
Drittel, die Zuwachsrate der Er
werbstätigen aber nur um knapp ein 
Drittel vermindert.

□  Das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum in den USA und in der 
EG (und der Bundesrepublik) verlief 
1973 bis 1981 fast ähnlich, die Be- 
schäftigtenentwicklung aber völlig 
verschieden.

Was sind die Ursachen für diese 
erstaunlichen Unterschiede in den 
Beschäftigungstrends zwischen 
den USA und Japan einerseits und 
Europa andererseits? Warum hat 
sich die Erwerbstätigenentwicklung 
in den USA und Japan langfristig

soviel stärker vom realen Wachs
tum „abgekoppelt“ als in den euro
päischen Ländern? Darauf gibt es 
keine simplen Antworten, und letzt
lich überzeugen die zahlreichen Er
klärungsversuche nicht ganz’ .

Die Zunahme der Beschäftigung 
ist um so größer, je stärker sich die 
Schere zwischen realem Wachs
tum und Produktivitätsfortschritt öff
net. Diese definitorische Ex-post- 
Beziehung zwischen Beschäftigung 
(genauer: Arbeitsvolumen), Ar
beitsproduktivität und realem 
Wachstum führt jedoch bei der Er
klärung der Beschäftigungsunter
schiede nicht sonderlich weiter. Die 
Gesamtbeschäftigung nimmt nur 
dann mit steigendem realen Brutto
inlandsprodukt zu, wenn die Zu
wachsrate der Arbeitsproduktivität 
unverändert bleibt. Reales Wachs
tum und Arbeitsproduktivität entwik- 
keln sich allerdings nicht unabhän
gig voneinander, aber auch dieser 
Zusammenhang ist von Land zu 
Land verschieden und erklärungs
bedürftig.

Der Produktivitätsfortschritt

Der gesamtwirtschaftliche Pro
duktivitätsfortschritt verlief in den 
USA stets langsamer als in den eu
ropäischen Industrieländern und in 
Japan (vgl.dieTabelle). DieGründe 
dafür liegen vermutlich u. a.

□  im technologischen Nachholpro- 
zeß der europäischen und japani
schen Wirtschaft in den Nach
kriegsjahren,

□  in der niedrigeren Investitions
quote und

□  in der langsameren Zunahme 
der Kapitalintensität in den USA.

’ Vgl. hierzu auch Manfred W e g n e r ;  Er
klärungen für das Arbeitsplatzwunder in den 
USA und für die stagnierende Beschäftigung 
in der EG, in: Ifo-Studien, 29. Jg., 1983/2, 
S. 101-137; und vom selben Autor: Growth 
and Job Creation in North America, Japan and 
Europe, in: ifo digest 2/84, S. 3-7.
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Schwieriger zu erklären ist, war
um sich in den USA die Zunahme 
der Arbeitsproduktivität seit Anfang 
der 70er Jahre viel deutlicher als in 
Europa abgeschwächt hat^. Der 
Produktivitätsfortschritt der US- 
Wirtschaft kam in den 70er Jahren 
zum Erliegen und hat sich erst wie
der seit dem Konjunkturauf
schwung erholt. Dieser Produktivi
tätsschwund hat die US-Wirtschaft 
und die amerikanischen Ökonomen 
lange beunruhigt und eine reichhal
tige wirtschaftswissenschaftliche 
Literatur hervorgerufen, die das 
„Produktivitätsrätsel“ jedoch kei
neswegs vollständig lösen konnte.

Die entscheidenden Faktoren für 
die Verlangsamung seit 1973, die in 
Japan noch ausgeprägter ausgefal
len ist, sind: zyklische Einflüsse, ei
ne abgeschwächte Zunahme in der 
Kapitalintensität, sektorale Ver
schiebungen zugunsten der Dienst
leistungen und -  vielleicht am wich
tigsten -  ein sehr bescheidener An
stieg der Reallohnkosten, der bei 
steigenden Kapital- und Energieko
sten die arbeitsintensiven Sektoren 
und Produktionstechniken begün
stigt hat. Die fast stagnierenden 
realen Lohnkosten kamen dabei 
weniger durch zurückhaltende no
minale Lohnzuwächse zustande 
(die bei überlappenden mehrjähri
gen Lohnabschlüssen sich nur sehr 
zäh angepaßt haben), sondern 
durch die hohen Inflationsschübe in 
den 70er Jahren, die in den USA of
fensichtlich nicht in höheren Lohn
forderungen weitergewälzt wurden. 
Dies hat verhindert, daß die USA -  
wie die europäischen Länder in den 
70er Jahren -  in ein Reallohnpro
blem „hineingeschlittert“ sind 
(Bombach). Mehrere empirische 
Studien haben die Vermutung be- 

' stätigt, daß sich die Substitution von 
Arbeit durch Kapital und damit der

„Capital deepening“-Prozeß in den 
USA weiter verlangsamt hat, und 
zwar größtenteils deshalb, weil sich 
der Faktor Arbeit im Verhältnis zum 
Kapitaleinsatz verbilligt hat^.

Strukturunterschiede

Ein weiterer Erklärungsfaktor 
liegt in den strukturellen Verschie
denheiten der US-Wirtschaft im 
Vergleich zu Europa. Das amerika
nische Arbeitsplatzwunder ist Teil 
des tiefgreifenden Umwandlungs
prozesses, der die Vereinigten 
Staaten vor allen anderen Industrie
staaten zu einer Dienstleistungsge
sellschaft gemacht hat. Mehr als 
90 % der von 1960 bis 1983 neu ge
schaffenen Arbeitsplätze wurden 
per saldo in den Dienstleistungs
sektoren, und zwar vonwiegend im 
privaten Bereich, geschaffen. Das 
entspricht einer Zuwachsrate von 
jährlich rund 2,7 %, die damit mehr 
als doppelt so groß wie die in der 
Bundesrepublik gewesen ist. Über 
70 % aller abhängig und selbstän
dig Beschäftigten sind heute in den 
USA im Dienstleistungsbereich tä
tig. Produktivitätsfortschritte in den 
Dienstleistungssektoren fallen in 
der Regel niedriger als in der Indu
strie aus. Die Entwicklung der Stun
denproduktivität verlief in den USA 
zudem wesentlich schwächer als 
z. B. in der Bundesrepublik; die Zu
nahme der realen Wertschöpfung 
im privaten Dienstleistungsbereich 
war in beiden Ländern von 1973 bis 
1983 dagegen fast identisch'*.

Die Beschäftigungsgewinne tra
ten in den USA vor allem im Erzie- 
hungs- und Gesundheitsbereich 
und bei den Produzenten-Dienstlei- 
stungen auf. Der hohe Anteil von in

 ̂ Assar L i n d b e c k : The Recent Slow
down of Productivity, in: The Economip Jour
nal No. 369, March 1983, S. 13-34.
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 ̂ Douglas T o d d :  Some aspects of indu
strial productive performance in the European 
Community: an appraisal, in: European Eco
nomy No. 20, July 1984, S. 9-27.

* Manfred W e g n e r :  Die Schaffung von 
Arbeitsplätzen im Dienstleistungsbereich -  
Ein Vergleich zwischen den USA und der Bun
desrepublik, Ifo-Schnelldienst 6/85, 8. 3-13.

termediären Dienstleistungen ver
weist auf eine stärkere Arbeitstei
lung zwischen Industrieunterneh
men und dem tertiären Sektor. Aber 
auch die Beschäftigung im Groß- 
und Einzelhandel hat sich weiterhin 
kräftig ausgedehnt. Viele Anzei
chen deuten darauf hin, daß niedri
gere Löhne und Lohnnebenkosten, 
größere Flexibilität und langsamere 
Lohnzuwächse in den personenbe
zogenen Dienstleistungsaktivitäten 
(Gaststättengewerbe, Wachdienste 
u. ä.) zur Schaffung einer beträchtli
chen Anzahl von Arbeitsplätzen bei
getragen haben, die allerdings 
größtenteils mit wenig ausgebilde
ten Arbeitskräften besetzt wurden^.

Ein weiterer Hinweis für die flexi
ble Dynamik der US-Wirtschaft ist 
die ungewöhnlich große Zahl von 
Arbeitsplätzen, die in Klein- und Mit
telbetrieben und durch Neugrün
dungen von Unternehmen vorwie
gend im Dienstleistungsbereich ge
schaffen worden sind. Die hohe Be
reitschaft für Neueinstellungen wird 
schließlich in den USA auch durch 
eine Reihe institutioneller und so- 
zio-ökonomischer Faktoren begün
stigt: geringere Sozial- und Arbeits
losenunterstützungen, niedrigeren 
Kündigungsschutz, schwächere 
Regulierungen und Zutrittsbarrie
ren für Dienstleistungsaktivitäten, 
größere regionale und berufliche 
Mobilität, höhere Teilzeitarbeits
möglichkeiten usw.

Gespaltene Lohnstruktur

Auf der Seite des Arbeitskräfte
angebots fallen die hohen Zuwäch
se der Erwerbsbevölkerung in den 
USA ins Auge. Das Arbeitskräfte
potential hat im Durchschnitt von 
1960 bis 1983 um jährlich 2 ,0 %  
und damit fast parallel zur Schaf
fung von Arbeitsplätzen zugenom
men. Im Vergleich zu Europa hat 
der Babyboom in den USA früher

OECD Employment Outlook, Paris 1984.
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eingesetzt, und die Enwerbsbeteili- 
gung der Frauen ist ebenfalls stär
ker angestiegen. Von 1973 bis 1983 
hat die Zahl der erwerbstätigen 
Frauen jährlich um 3 % zugenom
men. Mehr als 60 % der Frauen im 
en/verbsfähigen Alter sind heute in 
den USA berufstätig. Vor allem die 
wenig ausgebildeten Jugendlichen, 
Frauen und Einwanderer haben be
vorzugt in den Dienstleistungsbe
reichen Arbeit gesucht und oft in 
Form unstabiler Arbeitsplätze auch 
gefunden. Der Spezialisierungs
und Diversifizierungsprozeß der 
Dienstleistungen hat also zu einer 
Zweiteilung in der Lohnstruktur ge
führt, bei der sich die oberen und 
unteren Einkommensstufen her
ausheben.

Die Ausweitung der Beschäfti
gung in den Dienstleistungsberei
chen in den USA hat auch von der 
Größe des amerikanischen Binnen
marktes und von der wachsenden 
Internationalisierung der Weltwirt

schaft profitiert. Hinzu kommt, daß 
in den USA -  im Gegensatz zu den 
europäischen Industrieländern -  
die Beschäftigung im industriellen 
Bereich im Zeitraum 1973 bis 1983 
und von zyklischen Schwankungen 
abgesehen nicht gefallen, sondern 
1984 sogar wieder angestiegen ist. 
Im selben Zeitraum hat außerdem 
die Schrumpfung der Beschäfti
gung in der Landwirtschaft aufge
hört. Der einheitliche US-Binnen- 
markt und die internationale Rolle 
des US-Dollars haben schließlich 
viele Bereiche der US-Wirtschaft 
stärker vor exogenen Angebots
und Preisschocks schützen und die 
Anpassungsprozesse daher besser 
abfedern können als in den wesent
lich außenhandelsabhängigeren 
europäischen Industrieländern.

Fazit

Das Beispiel der USA führt vor 
Augen, wie groß das Potential zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen be

Reales Wachstum, Erwerbstätige und Arbeitsproduktivität
(durchschnittliche jährliche Veränderungsraten in %)

USA Japan EG (10) Bundes
republik

Deutschland

Reales BIP 1960-73 4,1 9,8 4,6 4,4
1973-83 2,0 3,7 1,8 1,6

1984 6,8 5,6 2,4 2,6

Erwerbstätige 1960-73 1,9 1,3 0,3 0,2
insgesamt 1973-83 1,7 0,9 -0,1 -0,6

davon:
1984 4,1 0,6 0 -0,2

Dienst 1960-73 2,9 2,7 2,0 1,3
leistungen 1973-83 2.7 2,1 1.5 0,8

1984 (3,9) 1,2 n.v. 1,1

Reales BIP 1960-73 2,1 8,4 4,3 4,2
je Erwerbs 1973-83 0,3 2,8 1,9 2,3
tätigen 1984 2,6 5,0 2,4 2,9

Reallohnkosten 1960-73 1,7 8,4 4,3 4,7
je Beschäftig 1973-83 0,3 3,8 2,1 1,9
ten' 1984 1,2 (3,1) 1,2 1,3

Kapital- 1960-73 1,0 2,2 3,8 n.v.
intensität^ 1973-83 0,3 3,3 3,0 n.v.

' Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je abhängig Beschäftigten und deflationiert mit 
dem BIP-Deflator;

Q
amt.

Kapitalstock je Beschäftigten, 
u e 11 e n : EG-Kommission: Europäische Wirtschaft, Juli 1984; OECD; Statistisches Bundes-

sonders im Dienstleistungsbereich 
unter bestimmten Bedingungen 
sein kann. Trotzdem muß vor der Il
lusion gewarnt werden, daß sich 
das US-Modell oder gar die japani
schen Erfahrungen ohne schmerz
hafte Veränderungen auf die euro
päischen Verhältnisse übertragen 
lassen. Die europäischen Industrie
länder müssen ihren eigenen Weg 
zur Übenwindung der Arbeitsmarkt
probleme finden. Einfache und 
schnell wirkende Rezepte stehen 
dafür nicht zur Verfügung. Ein an
haltendes Realwachstum von jähr
lich über 3 % ist nur eine der Bedin
gungen für die Schaffung neuer Ar
beitsplätze. Andere Voraussetzun
gen sind Zuwächse der Reallohn
kosten, die unter dem Produktivi
tätsfortschritt liegen, größere Flexi
bilität und Mobilität auf den Arbeits
märkten, höhere Wettbewerbsfä
higkeit und Innovationsfreudigkeit 
und mehr Sicherheit und Vorher
sehbarkeit in den europäischen und 
internationalen Rahmenbedingun
gen für die Wirtschaftspolitik.

Die europäischen Länder haben 
bei der Wiederherstellung der 
Preisstabilität und außenwirtschaft
lichen Gleichgewichte, bei der Ver
besserung der Unternehmensge
winne und Investitionsneigung und 
bei der Überwindung der strukturel
len Hemmnisse Fortschritte ge
macht. Die unvermeidlichen Kor
rekturen und Anpassungen in den 
Verhaltensweisen der Unterneh
mer, Gewerkschaften und des 
Staates sind in vielen europäischen 
Ländern in Gang gekommen. Die 
Erfolge für die Beschäftigungsent
wicklung werden sich allerdings nur 
langsam einstellen. Weitere wirt
schaftspolitische Anstrengungen 
sind notwendig. Es wäre verhäng
nisvoll, wenn man der erschreckend 
hohen Arbeitslosigkeit in Europa mit 
Resignation begegnen würde, in
dem man darauf hofft, daß sie sich 
irgendwann von selbst auflöst.
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